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Protokoll 
über die, am Mittwoch den 02.11.2022,  

um 19.00 Uhr 
im Gasthaus Mayer 

stattgefundene 
ORDENTLICHE SITZUNG des GEMEINDERATES 

ÖFFENTLICHER TEIL 
 
Fraktion ÖVP:  Bgm. Josef Schmidl-Haberleitner, StR Nikolaus 

Niemeczek BSc, StR Thomas Tweraser StR Markus 
Naber MA MSc , GR MR i.R. Kurt Heuböck, GR 
Susanne Stejskal,  GR Mag. Ulrich Grossinger, GR 
Ing. Jochen Pintar, GR Gaby Schwarz,  

Fraktion GRÜNE:   Vizebgm. Michael Sigmund, StR Philip Renner, GR Mag. 
Elisabeth Reinthaler MSc, GR Ingrid Burtscher, GR Felix 
Renner, GR Rudolf Mlinar,  

Fraktion SPÖ:  StR Reinhard Scheibelreiter, GR Ing. Thomas Ded, GR Dr. 
Peter Grosskopf,  

Fraktion WIR:  StR Wolfgang Kalchhauser, StR Maria Auer, GR DI Helmut 
Schoder,  

Fraktion FPÖ:  GR Anna-Leena Krischel bakk.phil 
   
 
Entschuldigt:   Vizebgm. Jutta Polzer (ÖVP), GR Manfred Hebenstreit (ÖVP),  
 StR DI Friedrich Brandstetter(ÖVP), GR Christine Leininger 

(GRÜNE), GR Ingeborg Holzer (SPÖ), GR Katharina Krenn 
(SPÖ), GR Ing. Manfred Woletz (WIR), GR Günter Fahrner 
(WIR), StR Alfred Gruber (SPÖ), GR Anton Strombach (SPÖ),  

Unentschuldigt:    
 
Entschuldigt  GR Raffael Herzog – kommt während TOP 03  
verspätet:    
 
Frühzeitig verlassen:  
Auskunftspersonen: StADir Andrea Hajek 
Schriftführerin: Evelyn Stattin  
Beginn: 19:00 Uhr 
Ende: 21:25 Uhr 

 
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung zur festgesetzten Zeit, die Einladungen 
sind erfolgt, die Beschlussfassung ist um 19:00 nicht gegeben. Der Bürgermeister 
informiert die Gemeindräte*innen, dass die Beschlussfähigkeit um 19:00 Uhr nicht 
gegeben ist, da sich einige Gemeinderäte verspäten. Die Sitzung wird eröffnet, 
wenn die Beschlussfassung gegeben ist.  
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung um 19:07 Uhr.  
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Es liegen 3 Dringlichkeitsanträge vor:  
 
1. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 02.11.2022 eingebracht von GR Susanne Stejskal bezüglich 
Basissubvention des Vereins MÖWE 

 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
 
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR 
Stimmenthaltung: StR Tweraser 
Mehrheitlich angenommen 
Die inhaltliche Behandlung findet unter Top 13 statt. 
 
2.  Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 02.11.2022 eingebracht StR Naber bezüglich Haftungsänderung 
der Stadtgemeinde Pressbaum für die PKomm. 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
Die inhaltliche Behandlung findet unter Top 13a statt.  
 
3. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 02.11.2022 eingebracht von der Fraktion SPÖ bezüglich Kanal- 
und Wassergebühren.  
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR  
Stimmenthaltung: StR Renner, GR Reinthaler 
Mehrheitlich angenommen 
 
Die inhaltliche Behandlung findet unter Top 13b statt.  
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Nunmehr wird in die Tagesordnung wie folgt eingegangen: 
 

Öffentlicher Teil 
1. Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung  

2. Bericht Prüfungsausschuss 

3. Beschlussfassung 1. Nachtragsvoranschlag 2022 (StR Naber MA MSc) 

4. Übertragungen – außerplanmäßige Bedeckungen (Bgm. Schmidl-Haberleitner) 

5. Gebührenanpassung 2023 (Vizebgm. Sigmund) 

6. Sondernutzung Pfalzauerstraße (Vizebgm. Sigmund) 

7. Auftrag/Bestellung Waterloo-Control (Vizebgm. Sigmund) 

8. Grundabtretung Karriegelstraße 20 (StR DI Brandstetter) 

9. Grundabtretung Kaiserbrunnstraße 3 (StR DI Brandstetter) 

10. Grundabtretung Kaiserbrunnstraße 49 (StR DI Brandstetter) 

11. Abtretung Stichstraße Klaushäuseln (Vizebgm. Sigmund) 

12. Heizkostenzuschuss (GR Holzer) 

13. Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen 

14. Bericht über die Gebarungseinschau der IVW3 des Amts der NÖ Landesregierung 

15. Bericht MikroÖV 

16. Berichte   

 
 
Zu Top 01 – Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung  
Es liegt keine Einwendung zum Protokoll vom 21.09.2022 vor. 
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Zu Top 02 – Bericht Prüfungsausschuss 
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zu Top 03 - Beschlussfassung 1. Nachtragsvoranschlag 2022 

Sachverhalt (vorbereitet StR Naber MA MSc/M.Tschebul) 
 
Der NTR-Voranschlag für das Haushaltsjahr 2022 liegt vom 07.10.2022 bis 21.10.2022 
zur öffentlichen Einsichtnahme auf. Die Kundmachung über die Auflage des NTR-
Voranschlages wurde am 06.10.2022 öffentlich kundgemacht. Der vorliegende NTR-
VA 2022 ist in der Sitzung des Finanzausschusses am 11.10.2022 und in der Sitzung 
des Stadtrates am 19.10.2022 vor zu beraten und soll in der GR Sitzung am 
02.11.2022 beschlossen werden. 
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Der 1. NTR-Voranschlag 2022 weist folgende Gesamtbeträge aus: 
 
 

 
 
Die Differenz im FH ist das Ergebnis RA 2021 aus dem Überschuss der Projekte des 
Investitionsnachweises.   
 
 Anpassung der Ertragsanteile 2022: 

NTR-VA 2022: laut IVW3-ALLG-5180002/038-2022 vom 05.05.2022 
Empfehlung – Erhöhung im NTR-VA 2022 zwischen 4% und 5% zu 
berücksichtigen, tatsächlich wurden 4,5% Erhöhung budgetiert. 
 

 Hinsichtlich Berücksichtigung von Inflation und Teuerung wurde die 
mittelfristige Prognose der Gemeindefinanzen bis 2025 vom KDZ 
herangezogen. Für das Jahr 2022 wird laut KDZ von einer Inflationsentwicklung 
von 8% ausgegangen.  
Nach Besprechung am 23.08.2022 mit Bürgermeister, Vizebürgermeister Fr. 
Polzer und Hr. Sigmund, sowie Stadtamtsdirektion wurde hinsichtlich den 
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Energiekosten die letzte Abrechnung als Basis genommen und im NTR-VA 
2022 um 100% erhöht.  
 

 Eine Gebührenerhöhung in den Bereichen WVA und ABA wurde nach 
Besprechungen am 23.09.2022 und am 27.09.2022 in der Höhe von rund 9% 
in den MFP eingearbeitet. Die Vorberatung findet im Straßenausschuss am 
04.10.2022 statt. 

 
Der 1. NTR-VA 2022 wurde in der Sitzung des Finanzausschusses mehrheitlich 
empfohlen. 
 
Es wurden keine Stellungnahmen innerhalb der Auflagefrist eingebracht. 
 
StR Naber stellt den  
Antrag: 
Der GR möge, den aufliegenden 1. NTR-Voranschlag 2022 inkl. mittelfristigen Finanzplan bis 
2026, sowie den Dienstpostenplan 2022, die Deckungsfähigkeit der Personalkosten, 
sowie die gegenseitige Deckungsfähigkeit von Ausgaben mit sachlichem und 
verwaltungsmäßigem Zusammenhang und die Gemeindesteuern wie 
vorstehend beschließen. 
 
Wortmeldungen: StR Kalchhauser, StR Scheibelreiter (Stellungnahme zum 
NVA 2022 liegt dem Protokoll bei)  
GR Herzog kommt während der Wortmeldung von StR Scheibelreiter zur Sitzung. 
 
Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR  
Dagegen: Fraktion SPÖ, GR Krischel, GR Renner 
Enthaltungen:  Fraktion WIR,  
Mehrheitlich angenommen 
 
 
Zu Top 04 – Übertragungen 
Sachverhalt (vorbereitet E.Stattin) 
 

• Die Haushaltsstelle 1/094000 – 729000 Gemeinschaftspflege, weist einen zu 
niedrigen Betrag für die bevorstehende Weihnachtsfeier der Stadtgemeinde 
Pressbaum auf.  Daher soll eine Übertragung vom Konto 1/512000-729000 
Gesundheit sonst. Ausgaben von max. € 4.000, -- durchgeführt werden.  

 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge einer Übertragung von max. € 4.000,-- vom Konto 
1/512000-729000 Gesundheit sonst. Ausgaben auf das Konto 1/094000-729000 
Gemeinschaftspflege zustimmen. 
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
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zu Top 05 – Gebührenanpassungen 2023 
 
Sachverhalt (vorbereitet von Vizebgm. Sigmund / Werner Dibl) 
 
Bezugnehmend auf den Grundsatzbeschluss des GR vom 19.05.2015 Top 2 wurden 

die Gebührensätze für Kanal und Wasser, die Aufschließung-, Stellplatz- und 

Spielplatzabgabe nach NÖ.BO evaluiert. 

Die letzten Anpassungen dazu fanden per Stichtag 1.1. bzw. 1.4. bzw. 1.7.2022 statt 

(Bezug der Indexierung September 2021). 

Zwischen September 2021 und September 2022 ergibt sich eine Steigerung beim 

Verbraucherpreisindex von +10,5 % und beim Baukostenindex von +7,4 % (Quelle 

Statistik Austria), folglich ergibt dies ein Mittel von +8,95 % für die Anpassung der 

Gebührensätze. 

 

Eine mehrheitliche positiv zustimmende Ausschussempfehlung, allenfalls mit aktueller 

Berechnung, vom 4.10.2022 liegt vor. 

(Beim Straßenausschuss war ein Berechnungsstand per August 2022 vorliegend und 

folglich ist die Anpassung mit +8,1% besprochen und empfohlen worden). 

 

Vizebgm. Sigmund stellt den 

Antrag 1 - Wasseranschluss: 
Der Gemeinderat möge der Gebührenanpassung um +8,95% zustimmen, die 

Wasserabgabenordnung per 1.1.2023 und die Änderung des Einheitssatzes auf 

EUR 15,88 beschließen. Dies gilt für die Wasseranschlussabgabe. 
Wortmeldungen: StR Kalchhauser,  
 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum hat in seiner Sitzung am 2. November 2022 gemäß § 
12 des NÖ. Gemeindewasserleitungsgesetz 1978 folgende Neufassung der Wasserabgabenordnung der 
Stadtgemeinde Pressbaum beschlossen: 

 
WASSERABGABENORDNUNG 

für die öffentliche Gemeindewasserleitung 
der STADTGEMEINDE PRESSBAUM 

 
§ 1 

In der Stadtgemeinde Pressbaum werden folgende Wasserversorgungsabgaben und Wassergebühren 
erhoben: 
   a) Wasseranschlussabgabe 
   b) Ergänzungsabgabe 
   c) Sonderabgabe 
   d) Bereitstellungsgebühren 
   e) Wasserbezugsgebühren 
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§ 2 
Wasseranschlussabgabe 

(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Wasseranschlussabgabe für den Anschluss an die öffentliche 
Gemeindewasserleitung wird gemäß § 6 Abs. 5 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 mit EUR 
15,88 festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 5 u. 6 des NÖ. Gemeindewasserleitungsgesetz 1978 wird für die Ermittlung des 
Einheitssatzes (Abs.1) eine Baukostensumme von EUR 21.165.740,00 und eine Gesamtlänge des 
Rohrnetzes von lfm. 66.663,00 zu Grunde gelegt. 
 

§ 3 
Vorauszahlungen 

Der Prozentsatz für die Vorauszahlungen beträgt gemäß § 6a des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 
1978 80% jenes Betrages, der unter Zugrundelegung des in § 2 festgesetzten Einheitssatzes als 
Wasseranschlussabgabe zu entrichten ist. 
 

§ 4 
Ergänzungsabgabe 

Bei Änderung der Berechnungsfläche für eine angeschlossene Liegenschaft wird eine Ergänzungsabgabe 
aufgrund der Bestimmungen des § 7 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 berechnet. 
 

§ 5 
Sonderabgabe 

(1) Eine Sonderabgabe gemäß § 8 des Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 ist zu entrichten, wenn 
wegen der Zweckbestimmung der auf der anzuschließenden Liegenschaft zu errichtenden Baulichkeiten 
ein über den ortsüblichen Durchschnitt herausgehender Wasserverbrauch zu erwarten ist und aus 
diesem Gründe die Gemeindewasserleitung besonders ausgestaltet werden muss. 
(2) Eine Sonderabgabe ist aber auch dann zu entrichten, wenn die auf einer an die 
Gemeindewasserleitung angeschlossene Liegenschaft bestehenden Baulichkeiten durch Neu-, Zu- oder 
Umbauten so geändert werden, dass die im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen zutreffen. 
(3) Die Sonderabgabe darf den, durch die besondere Inanspruchnahme erhöhten Bauaufwand nicht 
übersteigen. 

§ 6 
Bereitstellungsgebühr 

 
(1) Der Bereitstellungsbetrag wird mit EUR 58,74 pro m³/h festgesetzt. 
 
 
(2) Die Bereitstellungsgebühr ist das Produkt der Verrechnungsgröße des Wasserzählers (in m³/h) 
multipliziert mit dem Bereitstellungsbetrag. Daher beträgt die jährliche Bereitstellungsgebühr: 
 

Wasserzählernenn-
belastung in m³/h 

mal 
x 

Bereitstellungsbetrag für 
m³/h 

ist gleich 
= 

Bereitstellungsgebühr 
 in EUR 

3  58,74  176,22 

7  58,74  411,18 

17  58,74  998,58 

25  58,74  1.468,50 

75  58,74  4.405,50 
 

§ 7 
Grundgebühr zur Berechnung der Wasserbezugsgebühr 

(1) Die Grundgebühr gemäß § 10 Abs. 5 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 wird für 1 m³ 
Wasser mit EUR 3,30 festgesetzt. 
 

§ 8 
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Ablesungszeitraum 
Entrichtung des Wasserbezugsgebühr 

 
(1) Die Wasserbezugsgebühr wird auf Grund einer einmaligen Ablesung im Kalenderjahr gemäß § 11 
Abs. 1 und 2 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetztes 1978 berechnet. Die Ablesung erfolgt per 31. 
März durch die Gemeinde oder durch Selbstablesung der Abgabepflichtigen. Der Ablesungszeitraum 
beträgt daher zwölf Monate. Er beginnt am 01. April und endet mit 31. März. 
 
(2) Für die Bezahlung der so berechneten Wasserbezugsgebühr werden 4 Teilzahlungszeiträume wie 
folgt festgelegt: 

 
1. von 1. April  bis 30. Juni 
2. von 1. Juli  bis 30. September 
3. von 1. Oktober bis 31. Dezember 
4. von 1. Jänner  bis 31. März 

 
Die auf Grund der einmaligen Ablesung festgesetzte Wasserbezugsgebühr wird auf die 
Teilzahlungszeiträume zu gleichen Teilen aufgeteilt. Die einzelnen Teilbeträge sind jeweils am 15. Mai, 
15. August, 15. November und 15. Februar fällig. Die Abrechnung der festgesetzten Teilzahlungen mit 
der auf Grund der Ablesung errechneten Wasserbezugsgebühr erfolgt im ersten Teilzahlungsraum jeden 
Kalenderjahres und werden die Teilbeträge für die folgenden Teilzahlungsräume neu festgesetzt. 
 

§ 9 
Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser Wasserabgabenordnung gelangt die 
gesetzliche Umsatzsteuer aufgrund des Umsatzsteuergesetzes 1994, in der jeweils geltenden Fassung, 
zur Verrechnung. 

§ 10 
Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2023 in Kraft. Gleichzeitig werden alle bisherigen Bestimmungen 
der Wasserabgabenordnung außer Kraft gesetzt. Auf Abgabentatbestände, die vor dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung verwirklicht wurden, sind die bisher geltenden Abgabensätze anzuwenden. 
 

        Für den Gemeinderat 
           der Bürgermeister 
 
                Josef Schmidl-Haberleitner 
 

Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR 
Dagegen: Fraktion WIR, Fraktion SPÖ, GR Krischel, GR Renner 
Mehrheitlich angenommen 
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Vizebgm. Sigmund stellt den 

Antrag 2 - Wasserbezug: 
Der Gemeinderat möge der Gebührenanpassung um +8,95% zustimmen, die 

Wasserabgabenordnung per 1.4.2023 und die Änderung der Grundgebühr für 1m³ 

auf EUR 3,60 beschließen. Dies gilt für die Wasserbezugsgebühr. 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum hat in seiner Sitzung am 2. November 2022 
gemäß § 12 des NÖ. Gemeindewasserleitungsgesetz 1978 folgende Neufassung der 
Wasserabgabenordnung der Stadtgemeinde Pressbaum beschlossen: 

 
WASSERABGABENORDNUNG 

für die öffentliche Gemeindewasserleitung 
der STADTGEMEINDE PRESSBAUM 

 
§ 1 

In der Stadtgemeinde Pressbaum werden folgende Wasserversorgungsabgaben und 
Wassergebühren erhoben: 
   a) Wasseranschlussabgabe 
   b) Ergänzungsabgabe 
   c) Sonderabgabe 
   d) Bereitstellungsgebühren 
   e) Wasserbezugsgebühren 
 

§ 2 
Wasseranschlussabgabe 

(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Wasseranschlussabgabe für den Anschluss an die 
öffentliche Gemeindewasserleitung wird gemäß § 6 Abs. 5 des NÖ 
Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 mit EUR 15,88 festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 5 u. 6 des NÖ. Gemeindewasserleitungsgesetz 1978 wird für die Ermittlung 
des Einheitssatzes (Abs.1) eine Baukostensumme von EUR 21.165.740,00 und eine 
Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm. 66.663,00 zu Grunde gelegt. 
 

§ 3 
Vorauszahlungen 

Der Prozentsatz für die Vorauszahlungen beträgt gemäß § 6a des NÖ 
Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 80% jenes Betrages, der unter Zugrundelegung des in 
§ 2 festgesetzten Einheitssatzes als Wasseranschlussabgabe zu entrichten ist. 
 

§ 4 
Ergänzungsabgabe 

Bei Änderung der Berechnungsfläche für eine angeschlossene Liegenschaft wird eine 
Ergänzungsabgabe aufgrund der Bestimmungen des § 7 des NÖ 
Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 berechnet. 
 

§ 5 
Sonderabgabe 

(1) Eine Sonderabgabe gemäß § 8 des Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 ist zu 
entrichten, wenn wegen der Zweckbestimmung der auf der anzuschließenden Liegenschaft zu 
errichtenden Baulichkeiten ein über den ortsüblichen Durchschnitt herausgehender 
Wasserverbrauch zu erwarten ist und aus diesem Gründe die Gemeindewasserleitung 
besonders ausgestaltet werden muss. 
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(2) Eine Sonderabgabe ist aber auch dann zu entrichten, wenn die auf einer an die 
Gemeindewasserleitung angeschlossene Liegenschaft bestehenden Baulichkeiten durch Neu-, 
Zu- oder Umbauten so geändert werden, dass die im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen 
zutreffen. 
(3) Die Sonderabgabe darf den, durch die besondere Inanspruchnahme erhöhten Bauaufwand 
nicht übersteigen. 

§ 6 
Bereitstellungsgebühr 

 
(2) Der Bereitstellungsbetrag wird mit EUR 64,00 pro m³/h festgesetzt. 
 
 
(2) Die Bereitstellungsgebühr ist das Produkt der Verrechnungsgröße des Wasserzählers (in 
m³/h) multipliziert mit dem Bereitstellungsbetrag. Daher beträgt die jährliche 
Bereitstellungsgebühr: 
 

Verrechnungsgröße    
in m³/h 

mal 
x 

Bereitstellungsbetrag 
für m³/h 

ist gleich 
= 

Bereitstellungsgebühr 
 in EUR 

3  64,00  192,00 

7  64,00  448,00 

17  64,00  1.088,00 

35  64,00  2.240,00 

65  64,00  4.160,00 
 

§ 7 
Grundgebühr zur Berechnung der Wasserbezugsgebühr 

(1) Die Grundgebühr gemäß § 10 Abs. 5 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 wird 
für 1 m³ Wasser mit EUR 3,60 festgesetzt. 
 

§ 8 
Ablesungszeitraum 

Entrichtung des Wasserbezugsgebühr 
 

(1) Die Wasserbezugsgebühr wird auf Grund einer einmaligen Ablesung im Kalenderjahr 
gemäß § 11 Abs. 1 und 2 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetztes 1978 berechnet. Die 
Ablesung erfolgt per 31. März durch die Gemeinde oder durch Selbstablesung der 
Abgabepflichtigen. Der Ablesungszeitraum beträgt daher zwölf Monate. Er beginnt am 01. April 
und endet mit 31. März. 
 
(2) Für die Bezahlung der so berechneten Wasserbezugsgebühr werden 4 
Teilzahlungszeiträume wie folgt festgelegt: 

 
5. von 1. April  bis 30. Juni 
6. von 1. Juli  bis 30. September 
7. von 1. Oktober bis 31. Dezember 
8. von 1. Jänner  bis 31. März 

 
Die auf Grund der einmaligen Ablesung festgesetzte Wasserbezugsgebühr wird auf die 
Teilzahlungszeiträume zu gleichen Teilen aufgeteilt. Die einzelnen Teilbeträge sind jeweils am 
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15. Mai, 15. August, 15. November und 15. Februar fällig. Die Abrechnung der festgesetzten 
Teilzahlungen mit der auf Grund der Ablesung errechneten Wasserbezugsgebühr erfolgt im 
ersten Teilzahlungsraum jeden Kalenderjahres und werden die Teilbeträge für die folgenden 
Teilzahlungsräume neu festgesetzt. 
 

§ 9 
Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser Wasserabgabenordnung gelangt 
die gesetzliche Umsatzsteuer aufgrund des Umsatzsteuergesetzes 1994, in der jeweils 
geltenden Fassung, zur Verrechnung. 

§ 10 
Diese Verordnung tritt mit 1. April 2023 in Kraft. Gleichzeitig werden alle bisherigen 
Bestimmungen der Wasserabgabenordnung außer Kraft gesetzt. Auf Abgabentatbestände, die 
vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, sind die bisher geltenden 
Abgabensätze anzuwenden. 
 

        Für den Gemeinderat 
           der Bürgermeister 
 
                Josef Schmidl-Haberleitner 
 
 

 

Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR  
Dagegen: Fraktion WIR, Fraktion SPÖ, GR Krischel, GR Renner 
Mehrheitlich angenommen  
 

Vizebgm. Sigmund stellt den 

Antrag 3 - Bereitstellung: 
Der Gemeinderat möge der Gebührenanpassung um +8,95% zustimmen, die 

Wasserabgabenordnung per 1.4.2023 und die Änderung des 

Bereitstellungsbetrages für 1m³/Stunde Nennbelastung auf EUR 64,00 beschließen. 

Dies gilt für die Bereitstellungsgebühr. 
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum hat in seiner Sitzung am 2. November 2022 
gemäß § 12 des NÖ. Gemeindewasserleitungsgesetz 1978 folgende Neufassung der 
Wasserabgabenordnung der Stadtgemeinde Pressbaum beschlossen: 

 
WASSERABGABENORDNUNG 

für die öffentliche Gemeindewasserleitung 
der STADTGEMEINDE PRESSBAUM 

 
§ 1 

In der Stadtgemeinde Pressbaum werden folgende Wasserversorgungsabgaben und 
Wassergebühren erhoben: 
   a) Wasseranschlussabgabe 
   b) Ergänzungsabgabe 
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   c) Sonderabgabe 
   d) Bereitstellungsgebühren 
   e) Wasserbezugsgebühren 
 

§ 2 
Wasseranschlussabgabe 

(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Wasseranschlussabgabe für den Anschluss an die 
öffentliche Gemeindewasserleitung wird gemäß § 6 Abs. 5 des NÖ 
Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 mit EUR 15,88 festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 5 u. 6 des NÖ. Gemeindewasserleitungsgesetz 1978 wird für die Ermittlung 
des Einheitssatzes (Abs.1) eine Baukostensumme von EUR 21.165.740,00 und eine 
Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm. 66.663,00 zu Grunde gelegt. 
 

§ 3 
Vorauszahlungen 

Der Prozentsatz für die Vorauszahlungen beträgt gemäß § 6a des NÖ 
Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 80% jenes Betrages, der unter Zugrundelegung des in 
§ 2 festgesetzten Einheitssatzes als Wasseranschlussabgabe zu entrichten ist. 
 

§ 4 
Ergänzungsabgabe 

Bei Änderung der Berechnungsfläche für eine angeschlossene Liegenschaft wird eine 
Ergänzungsabgabe aufgrund der Bestimmungen des § 7 des NÖ 
Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 berechnet. 
 

§ 5 
Sonderabgabe 

(1) Eine Sonderabgabe gemäß § 8 des Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 ist zu 
entrichten, wenn wegen der Zweckbestimmung der auf der anzuschließenden Liegenschaft zu 
errichtenden Baulichkeiten ein über den ortsüblichen Durchschnitt herausgehender 
Wasserverbrauch zu erwarten ist und aus diesem Gründe die Gemeindewasserleitung 
besonders ausgestaltet werden muss. 
(2) Eine Sonderabgabe ist aber auch dann zu entrichten, wenn die auf einer an die 
Gemeindewasserleitung angeschlossene Liegenschaft bestehenden Baulichkeiten durch Neu-, 
Zu- oder Umbauten so geändert werden, dass die im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen 
zutreffen. 
(3) Die Sonderabgabe darf den, durch die besondere Inanspruchnahme erhöhten Bauaufwand 
nicht übersteigen. 

§ 6 
Bereitstellungsgebühr 

 
(3) Der Bereitstellungsbetrag wird mit EUR 64,00 pro m³/h festgesetzt. 
 
 
(2) Die Bereitstellungsgebühr ist das Produkt der Verrechnungsgröße des Wasserzählers (in 
m³/h) multipliziert mit dem Bereitstellungsbetrag. Daher beträgt die jährliche 
Bereitstellungsgebühr: 
 

Verrechnungsgröße    
in m³/h 

mal 
x 

Bereitstellungsbetrag 
für m³/h 

ist gleich 
= 

Bereitstellungsgebühr 
 in EUR 

3  64,00  192,00 

7  64,00  448,00 
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17  64,00  1.088,00 

35  64,00  2.240,00 

65  64,00  4.160,00 
 

§ 7 
Grundgebühr zur Berechnung der Wasserbezugsgebühr 

(1) Die Grundgebühr gemäß § 10 Abs. 5 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 wird 
für 1 m³ Wasser mit EUR 3,60 festgesetzt. 
 

§ 8 
Ablesungszeitraum 

Entrichtung des Wasserbezugsgebühr 
 

(1) Die Wasserbezugsgebühr wird auf Grund einer einmaligen Ablesung im Kalenderjahr 
gemäß § 11 Abs. 1 und 2 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetztes 1978 berechnet. Die 
Ablesung erfolgt per 31. März durch die Gemeinde oder durch Selbstablesung der 
Abgabepflichtigen. Der Ablesungszeitraum beträgt daher zwölf Monate. Er beginnt am 01. April 
und endet mit 31. März. 
 
(2) Für die Bezahlung der so berechneten Wasserbezugsgebühr werden 4 
Teilzahlungszeiträume wie folgt festgelegt: 

 
9. von 1. April  bis 30. Juni 
10. von 1. Juli  bis 30. September 
11. von 1. Oktober bis 31. Dezember 
12. von 1. Jänner  bis 31. März 

 
Die auf Grund der einmaligen Ablesung festgesetzte Wasserbezugsgebühr wird auf die 
Teilzahlungszeiträume zu gleichen Teilen aufgeteilt. Die einzelnen Teilbeträge sind jeweils am 
15. Mai, 15. August, 15. November und 15. Februar fällig. Die Abrechnung der festgesetzten 
Teilzahlungen mit der auf Grund der Ablesung errechneten Wasserbezugsgebühr erfolgt im 
ersten Teilzahlungsraum jeden Kalenderjahres und werden die Teilbeträge für die folgenden 
Teilzahlungsräume neu festgesetzt. 
 

§ 9 
Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser Wasserabgabenordnung gelangt 
die gesetzliche Umsatzsteuer aufgrund des Umsatzsteuergesetzes 1994, in der jeweils 
geltenden Fassung, zur Verrechnung. 

§ 10 
Diese Verordnung tritt mit 1. April 2023 in Kraft. Gleichzeitig werden alle bisherigen 
Bestimmungen der Wasserabgabenordnung außer Kraft gesetzt. Auf Abgabentatbestände, die 
vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, sind die bisher geltenden 
Abgabensätze anzuwenden. 
 

        Für den Gemeinderat 
           der Bürgermeister 
 
                Josef Schmidl-Haberleitner 
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Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR  
Dagegen: Fraktion WIR, Fraktion SPÖ, GR Krischel, GR Renner 
Mehrheitlich angenommen  
 

Vizebgm. Sigmund stellt den 

Antrag 4 – Kanaleinmündung MW: 
Der Gemeinderat möge der Gebührenanpassung um +8,95% zustimmen, die 

Kanalabgabenordnung per 1.1.2023 und die Änderung des Einheitssatzes auf EUR 
27,48 beschließen. Dies gilt für die Kanaleinmündungsabgabe (MW) und sämtliche 

Mischwasserkanäle in Pressbaum. 
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Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum hat in seiner Sitzung am 2. November 2022 gemäß § 
6 des NÖ. Kanalgesetzes 1977 folgende Änderung der Kanalabgabenordnung der Stadtgemeinde 
Pressbaum beschlossen: 
 

§ 1 Einmündungsabgabe 
 

A. Einmündungsabgabe für den Anschluss an den 
öffentlichen Mischwasserkanal 

 
(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe für die Einmündung in den 
öffentlichen Mischwasserkanal wird gemäß § 3 Abs.3 des NÖ Kanalgesetz 1977 mit EUR 27,48 
festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 wird für die Ermittlung des Einheitssatzes (Abs.1) 
eine Baukostensumme von EUR 2.433.589,-- und eine Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm 3.461 
zu Grunde gelegt. 
 

B. Einmündungsabgabe für den Anschluss an den 
öffentlichen Schmutzwasserkanal 

 
(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe für die Einmündung in den 
öffentlichen Schmutzwasserkanal wird gemäß § 3 Abs.3 des NÖ Kanalgesetz 1977 mit EUR 27,07 
festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 wird für die Ermittlung des Einheitssatzes (Abs.1) 
eine Baukostensumme von EUR 34.243.616,-- und eine Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm 
63.242 zu Grunde gelegt. 
 

C. Einmündungsabgabe für den Anschluss an den 
öffentlichen Regenwasserkanal 

 
(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe für die Einmündung in den 
öffentlichen Regenwasserkanal wird gemäß § 3 Abs.3 des NÖ Kanalgesetz 1977 mit EUR 12,06 
festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 wird für die Ermittlung des Einheitssatzes (Abs.1) 
eine Baukostensumme von EUR 15.175.871,-- und eine Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm 
29.572 zu Grunde gelegt. 
 

§ 2 Ergänzungsabgaben 
 
(1) Bei Änderung der Berechnungsfläche für eine angeschlossene Liegenschaft wird eine 
Ergänzungsabgabe aufgrund der Bestimmungen des § 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 berechnet. 
(2) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe ist in gleicher Höhe für die 
Berechnung der Ergänzungsabgaben zur Kanaleinmündungsabgabe anzuwenden. 
 
 
 

§ 3 Sonderabgaben 
 
Ergibt sich aus § 4 des NÖ. Kanalgesetzes 1977 die Verpflichtung zur Entrichtung einer Sonderabgabe, 
ist diese Abgabe mit Abgabenbescheid vorzuschreiben. Sie darf den durch die besondere 
Inanspruchnahme erhöhten Bauaufwand nicht übersteigen. 

 
 
 
 
 

§ 4 Vorauszahlungen 
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Gemäß § 3 A des NÖ. Kanalgesetzes 1977 sind Vorauszahlungen auf die gemäß § 2 zu entrichtende 
Kanaleinmündungsabgabe in der Höhe von 80 %, der gemäß § 3 NÖ. Kanalgesetz 1977 ermittelten 
Kanaleinmündungsabgabe, zu erheben. 
 

§ 5 Kanalbenützungsgebühren für den Misch- und Schmutzwasserkanal. 
 
(1) Die Kanalbenützungsgebühren sind nach den Bestimmungen des § 5 Abs.2 des NÖ. 
Kanalgesetzes 1977 zu berechnen. 
 
(2) Der Einheitssatz für die Berechnung der laufenden Gebühren für die Benützung der öffentlichen 
Kanäle wird mit EUR 4,05 je m² Berechnungsfläche festgesetzt. 
 
(3) Werden von einer Liegenschaft Schmutzwässer und Niederschlagswässer eingeleitet, so 
gelangt in diesem Fall ein um 10% höheren Einheitssatz zur Anwendung. 
 

§ 6 Zahlungstermine 
 
Die Kanalbenützungsgebühren sind in vier gleichen Teilbeträgen jeweils am 15. Februar, 15. 
Mai, 15. August und 15. November fällig und werden gemeinsam mit den allfälligen 
Gemeindeabgaben (z.B. Grundsteuer) zur Vorschreibung gebracht. 
 

§ 7 Ermittlung der Berechnungsgrundlagen 
 
Zwecks Ermittlung der für die Abgaben- und Gebührenbemessung maßgeblichen Umstände haben die 
anschlusspflichtigen Grundeigentümer die von der Gemeinde hierfür aufgelegten Fragebögen innerhalb 
von zwei Wochen nach Zustellung ausgefüllt bei der Gemeinde abzugeben. Allenfalls werden die 
Berechnungsgrundlagen durch Gemeindeorgane (Kommission) unter Mitwirkung der betreffenden 
Grundeigentümer ermittelt. 
 

§ 8 Umsatzsteuer 
 
Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser Kanalabgabenordnung gelangt die 
gesetzliche Umsatzsteuer auf Grund des Umsatzsteuergesetzes 1994, in der jeweils geltenden Fassung, 
zur Verrechnung. 
 

§ 9 Schlussbestimmungen 
 
(1) Diese Kanalabgabenordnung tritt mit 1. Jänner 2023 in Kraft. 
 
(2) Auf Abgabentatbestände für Kanaleinmündungsabgaben, Ergänzungsabgaben und Sonderabgaben 
sowie Kanalbenützungsgebühren, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden bzw. 
erfolgten, sind die bis dahin geltenden Abgaben- und Gebührensätze anzuwenden. 
 
 

        Für den Gemeinderat 
           der Bürgermeister 
 
 
 
 
                Josef Schmidl-Haberleitner 
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Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR  
Dagegen: Fraktion WIR, Fraktion SPÖ, GR Krischel, GR Renner 
Mehrheitlich angenommen  
 
 
Vizebgm. Sigmund stellt den 

Antrag 4A – Kanaleinmündung SW: 
Der Gemeinderat möge der Gebührenanpassung um +8,95% zustimmen, die 

Kanalabgabenordnung per 1.1.2023 und die Änderung des Einheitssatzes auf EUR 
27,07 beschließen. Dies gilt für die Kanaleinmündungsabgabe (SW) und sämtliche 

Schmutzwasserkanäle in Pressbaum. 

Wortmeldungen: StR Kalchhauser, StR Naber MA MSc, GR Dr. Großkopf, Bgm. 
Schmidl-Haberleitner, GR Burtscher, GR DI Schoder, GR Ing. Ded,  
Vizebgm. Sigmund,  

 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum hat in seiner Sitzung am 2. November 2022 gemäß § 
6 des NÖ. Kanalgesetzes 1977 folgende Änderung der Kanalabgabenordnung der Stadtgemeinde 
Pressbaum beschlossen: 
 

§ 1 Einmündungsabgabe 
 

A. Einmündungsabgabe für den Anschluss an den 
öffentlichen Mischwasserkanal 

 
(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe für die Einmündung in den 
öffentlichen Mischwasserkanal wird gemäß § 3 Abs.3 des NÖ Kanalgesetz 1977 mit EUR 27,48 
festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 wird für die Ermittlung des Einheitssatzes (Abs.1) 
eine Baukostensumme von EUR 2.433.589,-- und eine Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm 3.461 
zu Grunde gelegt. 
 

B. Einmündungsabgabe für den Anschluss an den 
öffentlichen Schmutzwasserkanal 

 
(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe für die Einmündung in den 
öffentlichen Schmutzwasserkanal wird gemäß § 3 Abs.3 des NÖ Kanalgesetz 1977 mit EUR 27,07 
festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 wird für die Ermittlung des Einheitssatzes (Abs.1) 
eine Baukostensumme von EUR 34.243.616,-- und eine Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm 
63.242 zu Grunde gelegt. 
 

C. Einmündungsabgabe für den Anschluss an den 
öffentlichen Regenwasserkanal 

 
(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe für die Einmündung in den 
öffentlichen Regenwasserkanal wird gemäß § 3 Abs.3 des NÖ Kanalgesetz 1977 mit EUR 12,06 
festgesetzt. 
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(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 wird für die Ermittlung des Einheitssatzes (Abs.1) 
eine Baukostensumme von EUR 15.175.871,-- und eine Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm 
29.572 zu Grunde gelegt. 
 

§ 2 Ergänzungsabgaben 
 
(1) Bei Änderung der Berechnungsfläche für eine angeschlossene Liegenschaft wird eine 
Ergänzungsabgabe aufgrund der Bestimmungen des § 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 berechnet. 
(2) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe ist in gleicher Höhe für die 
Berechnung der Ergänzungsabgaben zur Kanaleinmündungsabgabe anzuwenden. 
 
 
 

§ 3 Sonderabgaben 
 
Ergibt sich aus § 4 des NÖ. Kanalgesetzes 1977 die Verpflichtung zur Entrichtung einer Sonderabgabe, 
ist diese Abgabe mit Abgabenbescheid vorzuschreiben. Sie darf den durch die besondere 
Inanspruchnahme erhöhten Bauaufwand nicht übersteigen. 

 
 
 
 
 

§ 4 Vorauszahlungen 
 
Gemäß § 3 A des NÖ. Kanalgesetzes 1977 sind Vorauszahlungen auf die gemäß § 2 zu entrichtende 
Kanaleinmündungsabgabe in der Höhe von 80 %, der gemäß § 3 NÖ. Kanalgesetz 1977 ermittelten 
Kanaleinmündungsabgabe, zu erheben. 
 

§ 5 Kanalbenützungsgebühren für den Misch- und Schmutzwasserkanal. 
 
(1) Die Kanalbenützungsgebühren sind nach den Bestimmungen des § 5 Abs.2 des NÖ. 
Kanalgesetzes 1977 zu berechnen. 
 
(2) Der Einheitssatz für die Berechnung der laufenden Gebühren für die Benützung der öffentlichen 
Kanäle wird mit EUR 4,05 je m² Berechnungsfläche festgesetzt. 
 
(3) Werden von einer Liegenschaft Schmutzwässer und Niederschlagswässer eingeleitet, so 
gelangt in diesem Fall ein um 10% höheren Einheitssatz zur Anwendung. 
 

§ 6 Zahlungstermine 
 
Die Kanalbenützungsgebühren sind in vier gleichen Teilbeträgen jeweils am 15. Februar, 15. 
Mai, 15. August und 15. November fällig und werden gemeinsam mit den allfälligen 
Gemeindeabgaben (z.B. Grundsteuer) zur Vorschreibung gebracht. 
 

§ 7 Ermittlung der Berechnungsgrundlagen 
 
Zwecks Ermittlung der für die Abgaben- und Gebührenbemessung maßgeblichen Umstände haben die 
anschlusspflichtigen Grundeigentümer die von der Gemeinde hierfür aufgelegten Fragebögen innerhalb 
von zwei Wochen nach Zustellung ausgefüllt bei der Gemeinde abzugeben. Allenfalls werden die 
Berechnungsgrundlagen durch Gemeindeorgane (Kommission) unter Mitwirkung der betreffenden 
Grundeigentümer ermittelt. 
 

§ 8 Umsatzsteuer 
 
Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser Kanalabgabenordnung gelangt die 
gesetzliche Umsatzsteuer auf Grund des Umsatzsteuergesetzes 1994, in der jeweils geltenden Fassung, 
zur Verrechnung. 
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§ 9 Schlussbestimmungen 

 
(1) Diese Kanalabgabenordnung tritt mit 1. Jänner 2023 in Kraft. 
 
(2) Auf Abgabentatbestände für Kanaleinmündungsabgaben, Ergänzungsabgaben und Sonderabgaben 
sowie Kanalbenützungsgebühren, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden bzw. 
erfolgten, sind die bis dahin geltenden Abgaben- und Gebührensätze anzuwenden. 
 
 

        Für den Gemeinderat 
           der Bürgermeister 
 
 
 
 
                Josef Schmidl-Haberleitner 
 
 
 
Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR  
Dagegen: Fraktion WIR, Fraktion SPÖ, GR Krischel, GR Renner 
Mehrheitlich angenommen  
 
 
Vizebgm. Sigmund stellt den 

Antrag 4B – Kanaleinmündung RW: 
Der Gemeinderat möge der Gebührenanpassung um +8,95% zustimmen, die 

Kanalabgabenordnung per 1.1.2023 und die Änderung des Einheitssatzes auf EUR 
12,06 beschließen. Dies gilt für die Kanaleinmündungsabgabe (RW) und für 

sämtliche Regenwasserkanäle. 

 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum hat in seiner Sitzung am 2. November 2022 gemäß § 
6 des NÖ. Kanalgesetzes 1977 folgende Änderung der Kanalabgabenordnung der Stadtgemeinde 
Pressbaum beschlossen: 
 

§ 1 Einmündungsabgabe 
 

A. Einmündungsabgabe für den Anschluss an den 
öffentlichen Mischwasserkanal 

 
(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe für die Einmündung in den 
öffentlichen Mischwasserkanal wird gemäß § 3 Abs.3 des NÖ Kanalgesetz 1977 mit EUR 27,48 
festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 wird für die Ermittlung des Einheitssatzes (Abs.1) 
eine Baukostensumme von EUR 2.433.589,-- und eine Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm 3.461 
zu Grunde gelegt. 
 

B. Einmündungsabgabe für den Anschluss an den 
öffentlichen Schmutzwasserkanal 
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(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe für die Einmündung in den 
öffentlichen Schmutzwasserkanal wird gemäß § 3 Abs.3 des NÖ Kanalgesetz 1977 mit EUR 27,07 
festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 wird für die Ermittlung des Einheitssatzes (Abs.1) 
eine Baukostensumme von EUR 34.243.616,-- und eine Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm 
63.242 zu Grunde gelegt. 
 

C. Einmündungsabgabe für den Anschluss an den 
öffentlichen Regenwasserkanal 

 
(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe für die Einmündung in den 
öffentlichen Regenwasserkanal wird gemäß § 3 Abs.3 des NÖ Kanalgesetz 1977 mit EUR 12,06 
festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 wird für die Ermittlung des Einheitssatzes (Abs.1) 
eine Baukostensumme von EUR 15.175.871,-- und eine Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm 
29.572 zu Grunde gelegt. 
 

§ 2 Ergänzungsabgaben 
 
(1) Bei Änderung der Berechnungsfläche für eine angeschlossene Liegenschaft wird eine 
Ergänzungsabgabe aufgrund der Bestimmungen des § 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 berechnet. 
(2) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe ist in gleicher Höhe für die 
Berechnung der Ergänzungsabgaben zur Kanaleinmündungsabgabe anzuwenden. 
 
 
 

§ 3 Sonderabgaben 
 
Ergibt sich aus § 4 des NÖ. Kanalgesetzes 1977 die Verpflichtung zur Entrichtung einer Sonderabgabe, 
ist diese Abgabe mit Abgabenbescheid vorzuschreiben. Sie darf den durch die besondere 
Inanspruchnahme erhöhten Bauaufwand nicht übersteigen. 

 
 
 
 

§ 4 Vorauszahlungen 
 
Gemäß § 3 A des NÖ. Kanalgesetzes 1977 sind Vorauszahlungen auf die gemäß § 2 zu entrichtende 
Kanaleinmündungsabgabe in der Höhe von 80 %, der gemäß § 3 NÖ. Kanalgesetz 1977 ermittelten 
Kanaleinmündungsabgabe, zu erheben. 
 

§ 5 Kanalbenützungsgebühren für den Misch- und Schmutzwasserkanal. 
 
(1) Die Kanalbenützungsgebühren sind nach den Bestimmungen des § 5 Abs.2 des NÖ. 
Kanalgesetzes 1977 zu berechnen. 
 
(2) Der Einheitssatz für die Berechnung der laufenden Gebühren für die Benützung der öffentlichen 
Kanäle wird mit EUR 4,05 je m² Berechnungsfläche festgesetzt. 
 
(3) Werden von einer Liegenschaft Schmutzwässer und Niederschlagswässer eingeleitet, so 
gelangt in diesem Fall ein um 10% höheren Einheitssatz zur Anwendung. 
 

§ 6 Zahlungstermine 
 
Die Kanalbenützungsgebühren sind in vier gleichen Teilbeträgen jeweils am 15. Februar, 15. 
Mai, 15. August und 15. November fällig und werden gemeinsam mit den allfälligen 
Gemeindeabgaben (z.B. Grundsteuer) zur Vorschreibung gebracht. 
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§ 7 Ermittlung der Berechnungsgrundlagen 
 
Zwecks Ermittlung der für die Abgaben- und Gebührenbemessung maßgeblichen Umstände haben die 
anschlusspflichtigen Grundeigentümer die von der Gemeinde hierfür aufgelegten Fragebögen innerhalb 
von zwei Wochen nach Zustellung ausgefüllt bei der Gemeinde abzugeben. Allenfalls werden die 
Berechnungsgrundlagen durch Gemeindeorgane (Kommission) unter Mitwirkung der betreffenden 
Grundeigentümer ermittelt. 
 

§ 8 Umsatzsteuer 
 
Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser Kanalabgabenordnung gelangt die 
gesetzliche Umsatzsteuer auf Grund des Umsatzsteuergesetzes 1994, in der jeweils geltenden Fassung, 
zur Verrechnung. 
 

§ 9 Schlussbestimmungen 
 
(1) Diese Kanalabgabenordnung tritt mit 1. Jänner 2023 in Kraft. 
 
(2) Auf Abgabentatbestände für Kanaleinmündungsabgaben, Ergänzungsabgaben und Sonderabgaben 
sowie Kanalbenützungsgebühren, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden bzw. 
erfolgten, sind die bis dahin geltenden Abgaben- und Gebührensätze anzuwenden. 
 
 

        Für den Gemeinderat 
           der Bürgermeister 
 
 
 
 
                Josef Schmidl-Haberleitner 
 
 
Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR  
Dagegen: Fraktion WIR, Fraktion SPÖ, GR Krischel, GR Renner 
Mehrheitlich angenommen  
 
Vizebgm. Sigmund stellt den 

Antrag 5 - Kanalbenützungsgebühr: 
Der Gemeinderat möge der Gebührenanpassung um +8,95% zustimmen, die 

Kanalabgabenordnung per 1.1.2023 und die Änderung des Einheitssatzes auf EUR 
4,05 beschließen.  
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum hat in seiner Sitzung am 2. November 2022 gemäß § 
6 des NÖ. Kanalgesetzes 1977 folgende Änderung der Kanalabgabenordnung der Stadtgemeinde 
Pressbaum beschlossen: 
 

§ 1 Einmündungsabgabe 
 

A. Einmündungsabgabe für den Anschluss an den 
öffentlichen Mischwasserkanal 
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(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe für die Einmündung in den 
öffentlichen Mischwasserkanal wird gemäß § 3 Abs.3 des NÖ Kanalgesetz 1977 mit EUR 27,48 
festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 wird für die Ermittlung des Einheitssatzes (Abs.1) 
eine Baukostensumme von EUR 2.433.589,-- und eine Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm 3.461 
zu Grunde gelegt. 
 

B. Einmündungsabgabe für den Anschluss an den 
öffentlichen Schmutzwasserkanal 

 
(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe für die Einmündung in den 
öffentlichen Schmutzwasserkanal wird gemäß § 3 Abs.3 des NÖ Kanalgesetz 1977 mit EUR 27,07 
festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 wird für die Ermittlung des Einheitssatzes (Abs.1) 
eine Baukostensumme von EUR 34.243.616,-- und eine Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm 
63.242 zu Grunde gelegt. 
 

C. Einmündungsabgabe für den Anschluss an den 
öffentlichen Regenwasserkanal 

 
(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe für die Einmündung in den 
öffentlichen Regenwasserkanal wird gemäß § 3 Abs.3 des NÖ Kanalgesetz 1977 mit EUR 12,06 
festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 wird für die Ermittlung des Einheitssatzes (Abs.1) 
eine Baukostensumme von EUR 15.175.871,-- und eine Gesamtlänge des Rohrnetzes von lfm 
29.572 zu Grunde gelegt. 
 

§ 2 Ergänzungsabgaben 
 
(1) Bei Änderung der Berechnungsfläche für eine angeschlossene Liegenschaft wird eine 
Ergänzungsabgabe aufgrund der Bestimmungen des § 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 berechnet. 
(2) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe ist in gleicher Höhe für die 
Berechnung der Ergänzungsabgaben zur Kanaleinmündungsabgabe anzuwenden. 
 
 
 

§ 3 Sonderabgaben 
 
Ergibt sich aus § 4 des NÖ. Kanalgesetzes 1977 die Verpflichtung zur Entrichtung einer Sonderabgabe, 
ist diese Abgabe mit Abgabenbescheid vorzuschreiben. Sie darf den durch die besondere 
Inanspruchnahme erhöhten Bauaufwand nicht übersteigen. 

 
 
 
 
 

§ 4 Vorauszahlungen 
 
Gemäß § 3 A des NÖ. Kanalgesetzes 1977 sind Vorauszahlungen auf die gemäß § 2 zu entrichtende 
Kanaleinmündungsabgabe in der Höhe von 80 %, der gemäß § 3 NÖ. Kanalgesetz 1977 ermittelten 
Kanaleinmündungsabgabe, zu erheben. 
 

§ 5 Kanalbenützungsgebühren für den Misch- und Schmutzwasserkanal. 
 
(1) Die Kanalbenützungsgebühren sind nach den Bestimmungen des § 5 Abs.2 des NÖ. 
Kanalgesetzes 1977 zu berechnen. 
 
(2) Der Einheitssatz für die Berechnung der laufenden Gebühren für die Benützung der öffentlichen 
Kanäle wird mit EUR 4,05 je m² Berechnungsfläche festgesetzt. 
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(3) Werden von einer Liegenschaft Schmutzwässer und Niederschlagswässer eingeleitet, so 
gelangt in diesem Fall ein um 10% höheren Einheitssatz zur Anwendung. 
 

§ 6 Zahlungstermine 
 
Die Kanalbenützungsgebühren sind in vier gleichen Teilbeträgen jeweils am 15. Februar, 15. 
Mai, 15. August und 15. November fällig und werden gemeinsam mit den allfälligen 
Gemeindeabgaben (z.B. Grundsteuer) zur Vorschreibung gebracht. 
 

§ 7 Ermittlung der Berechnungsgrundlagen 
 
Zwecks Ermittlung der für die Abgaben- und Gebührenbemessung maßgeblichen Umstände haben die 
anschlusspflichtigen Grundeigentümer die von der Gemeinde hierfür aufgelegten Fragebögen innerhalb 
von zwei Wochen nach Zustellung ausgefüllt bei der Gemeinde abzugeben. Allenfalls werden die 
Berechnungsgrundlagen durch Gemeindeorgane (Kommission) unter Mitwirkung der betreffenden 
Grundeigentümer ermittelt. 
 

§ 8 Umsatzsteuer 
 
Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser Kanalabgabenordnung gelangt die 
gesetzliche Umsatzsteuer auf Grund des Umsatzsteuergesetzes 1994, in der jeweils geltenden Fassung, 
zur Verrechnung. 
 

§ 9 Schlussbestimmungen 
 
(1) Diese Kanalabgabenordnung tritt mit 1. Jänner 2023 in Kraft. 
 
(2) Auf Abgabentatbestände für Kanaleinmündungsabgaben, Ergänzungsabgaben und Sonderabgaben 
sowie Kanalbenützungsgebühren, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden bzw. 
erfolgten, sind die bis dahin geltenden Abgaben- und Gebührensätze anzuwenden. 
 
 

        Für den Gemeinderat 
           der Bürgermeister 
 
 
 
 
                Josef Schmidl-Haberleitner 
 
 
 
 
Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR  
Dagegen: Fraktion WIR, Fraktion SPÖ, GR Krischel, GR Renner 
Mehrheitlich angenommen  
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Vizebgm. Sigmund stellt den 

Antrag 6 - Aufschließungsabgabe: 
Der Gemeinderat möge der Gebührenanpassung um +8,95% zustimmen, die 

Abgabenordnung per 1.1.2023 und die Änderung des Einheitssatzes auf EUR 
1.092,00 beschließen. 

 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum hat in seiner ordentlichen Sitzung am 2.11.2022 
folgende Verordnung beschlossen: 
 

V E R O R D N U N G 
 

§ 1 
 
 
Gemäß § 38 Abs. 6 NÖ. Bauordnung 2014, LGBl. 1/2015, in der geltenden Fassung, wird der 
 
Einheitssatz für die Berechnung der Aufschließungsabgabe 
 

mit € 1.092,-- (Euro) 
 
festgelegt. 
 

§ 2 
 

 
Auf Abgabentatbestände, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, ist der bis 
dahin geltende Einheitssatz von € 1.002,-- anzuwenden. 
 

§ 3 
 

Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 2023 in Kraft. 
 
 
                                  Für den Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum 
 

Der Bürgermeister: 
 
 

 
 

Josef Schmidl-Haberleitner 
 
 

Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR  
Dagegen: Fraktion WIR, Fraktion SPÖ, GR Krischel, GR Renner 
Mehrheitlich angenommen  
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Vizebgm. Sigmund stellt den 

Antrag 7 – Stellplatzausgleichsabgabe KFZ: 
Der Gemeinderat möge der Gebührenanpassung um +8,95% zustimmen, die 

Abgabenordnung per 1.1.2023 und die Änderung des Einheitssatzes auf EUR 
23.966,00 beschließen. 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum hat in seiner ordentlichen Sitzung am 2.11.2022 
folgende Verordnung beschlossen: 
 

V E R O R D N U N G 
 

§ 1 
 
 
Gemäß § 41 NÖ. Bauordnung 2014, LGBl. 1/2015, in der geltenden Fassung, wird die 
 
Stellplatz-Ausgleichsabgabe für Kraftfahrzeuge pro Stellplatz für das gesamte Gemeindegebiet 
einheitlich 
 

mit € 23.966,00 (Euro) 
 
und die  
 
Stellplatz-Ausgleichsabgabe für Fahrräder pro Stellplatz für das gesamte Gemeindegebiet 
einheitlich 
 

mit € 2.396,00 (Euro) 
festgelegt. 
 

§ 2 
 

 
Alle bisherigen Bestimmungen der Verordnung zur Stellplatzausgleichsabgabe werden damit außer Kraft 
gesetzt. Auf Abgabentatbestände, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, 
sind die bisher geltenden Abgabensätze anzuwenden. 
 

§ 3 
 

Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 2023 in Kraft. 
 
                                  Für den Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum 
 

Der Bürgermeister: 
 
 

Josef Schmidl-Haberleitner 
 
Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR  
Dagegen: Fraktion WIR, Fraktion SPÖ, GR Krischel, GR Renner 
Mehrheitlich angenommen  
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Vizebgm. Sigmund stellt den 

Antrag 7A – Stellplatzausgleichsabgabe Fahrrad: 
Der Gemeinderat möge der Gebührenanpassung um +8,95% zustimmen, die 

Abgabenordnung per 1.1.2023 und die Änderung des Einheitssatzes auf EUR 
2.396,00 beschließen. 

Wortmeldungen: StR Kalchhauser, Vizebgm. Sigmund,  
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum hat in seiner ordentlichen Sitzung am 2.11.2022 
folgende Verordnung beschlossen: 
 

V E R O R D N U N G 
 

§ 1 
 
 
Gemäß § 41 NÖ. Bauordnung 2014, LGBl. 1/2015, in der geltenden Fassung, wird die 
 
Stellplatz-Ausgleichsabgabe für Kraftfahrzeuge pro Stellplatz für das gesamte Gemeindegebiet 
einheitlich 
 

mit € 23.966,00 (Euro) 
 
und die  
 
Stellplatz-Ausgleichsabgabe für Fahrräder pro Stellplatz für das gesamte Gemeindegebiet 
einheitlich 
 

mit € 2.396,00 (Euro) 
festgelegt. 
 

§ 2 
 

 
Alle bisherigen Bestimmungen der Verordnung zur Stellplatzausgleichsabgabe werden damit außer Kraft 
gesetzt. Auf Abgabentatbestände, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, 
sind die bisher geltenden Abgabensätze anzuwenden. 
 

§ 3 
 

Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 2023 in Kraft. 
 
                                  Für den Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum 
 

Der Bürgermeister: 
 
 

Josef Schmidl-Haberleitner 
Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR 
Dagegen: Fraktion WIR, GR Krischel  
Mehrheitlich angenommen 
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Vizebgm. Sigmund stellt den 

Antrag 8 – Spielplatzausgleichsabgabe: 
Der Gemeinderat möge der Gebührenanpassung um +8,95% zustimmen, die 

Abgabenordnung per 1.1.2023 und die Änderung des Richtwertes für 1m² nicht 

öffentlicher Spielplatzfläche auf EUR 454,00 beschließen. 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum hat in seiner ordentlichen Sitzung am 2.11.2022 
folgende Verordnung beschlossen: 
 

V E R O R D N U N G 
 

§ 1 
 
 
Gemäß § 42 NÖ. Bauordnung 2014, LGBl. 1/2015, in der geltenden Fassung, wird  
 
als Richtwert für die Spielplatz-Ausgleichsabgabe für das gesamte Gemeindegebiet einheitlich 
 

€ 454,00 (Euro) 
 
festgelegt. 
 

§ 2 
 

 
Alle bisherigen Bestimmungen der Verordnung zur Spielplatzausgleichsabgabe werden damit außer Kraft 
gesetzt. Auf Abgabentatbestände, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, 
sind die bisher geltenden Abgabensätze anzuwenden. 
 

§ 3 
 

Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 2023 in Kraft. 
 
                                  Für den Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum 
 

Der Bürgermeister: 
 
 

Josef Schmidl-Haberleitner 
 
 

Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR 
Dagegen: Fraktion WIR, GR Krischel  
Mehrheitlich angenommen 
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Zu Top 06 - Sondernutzung Pfalzauerstraße (Vizebgm. Sigmund) 
 
Sachverhalte (vorbereitet von Vizebgm. / Werner Dibl) 
Für die geplanten Arbeiten an der öffentlichen Wasserleitung und am öffentlichen 

Kanal in der Pfalzauerstraße nächst dem km 0,15 bei ONR 11A und km 2,370 bei ONR 

130A ist ein Sondernutzungsvertrag abzuschließen.  
 

Die Arbeiten sind bereits im Rahmen der Kontrahentenleistungen an die Firma 

Braunias beauftragt.  

 

Der diesbezügliche Vertrag liegt zur Gegenzeichnung vor (Beilage). 

 

Vizebgm. Sigmund stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge dem Sondernutzungsvertrag mit der NÖ Straßenverwaltung 

zur Verlegung der öffentlichen Wasserleitung und des öffentlichen Kanals zustimmen. 
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Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
Abstimmung findet ohne GR Reithaler statt.  
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zu Top 07 – Auftrag/Bestellung Waterloo Control 
Sachverhalt (vorbereitet von Vizebgm. Sigmund / Werner Dibl) 

Es ist beabsichtigt von der Firma Symvaro die Software WATERLOO-Control 

anzuschaffen und damit ein Wartungsbuch für die Wasserversorgung einzurichten. 

Folglich erfolgt eine zentrale Dokumentation über die Anlagenteile sowie die 

Verwaltung von Bescheiden und Verordnungen der WVA-Pressbaum. Waterloo-

Control wird den Wassermeistern / der PKomm für die Erhebungen und die 

Eintragungen zur Verfügung gestellt. 

Ein entsprechender Datenaustausch wurde in Aussicht gestellt, eine etwaige 

Einbindung in das Gemeinde-GIS bzw. der Austausch mit dem digitalen 

Leitungskataster ist bei Anwendung noch zu prüfen. 

 

In div. Ausschusssitzungen vorberaten wurde am 6.7.2022 eine einstimmige 

Empfehlung abgegeben. Mit der Einpflegung der Daten ist von den 

Wassermeistern/PKomm darüber an den GR vierteljährlich ein Bericht zu verfassen. 

 

Mit Beschluss des NVA 2022 ist nunmehr auch die Bedeckung unter der HH-Stelle 

1/850000-728000 WVA sonstige Leistungen bzw. 

1/850000-700000 WVA Miete 

gegeben. 

 

Vizebgm. Michael Sigmund stellt den 

Antrag  
Der Gemeinderat möge beschließen, gemäß Angebot der Firma Symvaro die Software 

Waterloo-Control zur Einrichtung eines Wartungsbuches für die WVA Pressbaum in 

der Höhe von EUR 2.600,-- / Jahr anzukaufen. 

Wortmeldungen: GR Dr. Großkopf, GR Ing. Ded, StR Scheibelreiter, Vizebgm. 
Sigmund, StR Kalchhauser,  
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
Abstimmung findet ohne GR Burtscher statt.  
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zu Top 08 - Grundabtretung, Karriegelstraße 20 
 
Sachverhalt (vorbereitet von StR. DI Brandstetter/Mag. Wallner) 
 
Entsprechend der Darstellung im Teilungsplan GZ. 1540, vom 14.02.2022 (erstellt 
durch Dipl.-Ing.Albin Rentenberger BA, Castellezgasse 29, 1020 Wien sind die 
nachstehenden Teilstücke KOSTENLOS sowie LASTEN- u. BESTANDSFREI in das 
öffentliche Gut der Stadtgemeinde Pressbaum abzutreten: 

 
Das Teilstück 1 des Grundstücks Nr. 453, EZ. 943, KG 01905 (Pressbaum) im 
Ausmaß von 13m² ist lasten- und bestandsfrei in das öffentliche Gut der 
Stadtgemeinde Pressbaum (Gst.Nr. 46/17, EZ. 1704, KG 01905), abzutreten. 

 
Das Gesamtausmaß der Grundabtretung in das öffentliche Gut der 
Stadtgemeinde Pressbaum beträgt 13 m² 
 
 Der o.a. Teilungsplan wurde von SV Arch. DI Pluharz positiv begutachtet. Die 
Abtretung stimmt mit den Vorgaben des Bebauungsplanes ein. 
 
 
GR Mag. Grossinger stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge die gegenständliche, Grundabtretung des Teilstückes 1 des 
Grundstückes Nr. 453, EZ. 943, KG 01905 (Pressbaum) im Gesamtausmaß von 
13m² in das öffentliche Gut der Stadtgemeinde Pressbaum (Gst.Nr. 46/17, EZ. 1704, 
KG 01905), basierend auf dem Teilungsplan GZ. 1540, vom 14.02.2022 (erstellt 
durch Dipl.-Ing.Albin Rentenberger BA, Castellezgasse 29, 1020 Wien) beschließen. 
Die Abtretung hat kostenlos, sowie frei von Lasten und Bestand zu erfolgen. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
 
zu Top 09 - Grundabtretung, Kaiserbrunnstraße 3 
 
Sachverhalt: (vorbereitet von StR DI Brandstetter/Mag. Stefan Wallner) 
 
Gemäß der Darstellung im Teilungsplan GZ. 3591/21 vom 24.06.2022, erstellt durch 
Dipl.-Ing. Alireza Khatibi, Hauptstraße 60B/11, 3021 Pressbaum sind die 
nachstehenden Trennstücke KOSTENLOS sowie LASTEN- u. BESTANDSFREI in 
das öffentliche Gut der Stadtgemeinde Pressbaum (Gst.Nr. 162/39, EZ.310, KG 
01904) abzutreten: 

 
• Trennstück Nr. 2 des Grundstücks Nr. 162/59, EZ.: 82, KG 01904 im 

Gesamtausmaß von 104m². 
 
Der o.a. Teilungsplan wurde von SV Arch. DI Pluharz positiv begutachtet. Die 
Abtretung stimmt mit den Vorgaben des Bebauungsplanes ein. 
Hinweis: Die Grundabtretung wurde in fast identischer Form bereits in der 
Gemeinderatssitzung vom vom 30.03.2022, Top: 10 beschlossen.  
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Aufgrund eines geringfügigen Koordinatenfehlers im Teilungsplan, welche keinen 
Einfluss auf das Ausmaß und die Konfiguration der Abtretungsfläche hat, musste der 
Teilungsplan mit der GZ. 3591/21 neu eingereicht und die Bewilligung zur 
Grenzänderung bzw. Grundabtretung bei der Stadtgemeinde Pressbaum neu 
beantragt werden. 
 
GR Mag. Grossinger stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge die gegenständliche, kostenlose Grundabtretung des 
Trennstückes Nr. 2 im Ausmaß von 104m² in das öffentliche Gut der Stadtgemeinde 
Pressbaum (Gst.Nr. 162/39, EZ. 310, KG 01904), gemäß dem Teilungsplan GZ. 
3591/21 vom 24.06.2022, erstellt durch Dipl.-Ing. Alireza Khatibi, Hauptstraße 
60B/11, 3021 Pressbaum, beschließen. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
Zu Top 10 – Grundabtretung Kaiserbrunnstraße 49 
 
Sachverhalt: (vorbereitet von StR. Dipl.-Ing. Fritz Brandstetter und Mag. Stefan 
Wallner) 
Es wurde die Bewilligung einer Grenzänderung im Bauland auf der Liegenschaft 
Kaiserbrunnstraße 49 beantragt. Für diese Liegenschaft ist im aktuell gültigen 
Bebauungsplan der Stadtgemeinde Pressbaum eine Grundabtretung vorgesehen. 
Gemäß dem Teilungsplan GZ.: 3652/22 vom 26.07.2022 des Dipl.-Ing. Alireza 
Khatibi, Hauptstraße 60B/11, 3021 Pressbaum sind daher die nachstehenden 
Teilstücke KOSTENLOS sowie LASTEN- u. BESTANDSFREI in das öffentliche Gut 
der Stadtgemeinde Pressbaum abzutreten: 
 
Das Teilstück 2 des Grundstücks Nr. 162/86, EZ. 160, KG 01904 im Ausmaß von 
13m² ist lasten- und bestandsfrei in das öffentliche Gut (Gst. 64/38, EZ.: 471, KG 
01907)  
der Stadtgemeinde Pressbaum abzutreten. 
 
Das Gesamtausmaß der Grundabtretung ins öffentliche Gut der Stadtgemeinde 
Pressbaum beträgt 13 m². 
 
  
Der o.a. Teilungsplan wurde von SV Arch. DI Pluharz positiv begutachtet. Die 
Abtretung stimmt mit den Vorgaben des Bebauungsplanes ein. 
 
GR Mag. Grossinger stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge die gegenständliche, kostenlose Grundabtretung des 
Trennstücks Nr.2 des Grundstückes Nr. 162/86, EZ. 160, KG 01904 im Ausmaß von 
13m² in das öffentliche Gut der Stadtgemeinde Pressbaum (Gst.Nr. 162/41, EZ. 310, 
KG 01904) gemäß dem Teilungsplan GZ.: 3652/22 vom 26.07.2022 des Dipl.-Ing. 
Alireza Khatibi, Hauptstraße 60B/11, 3021 Pressbaum beschließen. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
zu Top 11 - Abtretung der Stichstraße Klaushäuseln ins öffentliche Gut der 
Stadtgemeinde Pressbaum 
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Sachverhalt: (vorbereitet Mag. Schindlecker) 
In der Gemeinderatssitzung vom 29.06.2022, Top 19, wurde beschlossen: 
1. die Übernahme der gesamten Parzelle GSTNR 180/28 KG 01904 (Stichstraße 
Klaushäuseln) ins öffentliche Gut der Gemeinde.  
2. Eine Zuzahlung der ÖBF in der Höhe von 5.000 Euro zuzüglich Ust. 
 
Folgender Abtretungsvertrag wurde vorbereitet: 
 
 

ABTRETUNGSVERTRAG 

 

abgeschlossen zwischen der  
Stadtgemeinde Pressbaum, Hauptstraße 58, 3021 Pressbaum,  
kurz „Übernehmerin” genannt 
und der 
Republik Österreich (Österreichische Bundesforste), vertreten gemäß 
Bundesforstegesetz 1996 durch die Österreichische Bundesforste AG, 3002 
Purkersdorf, Pummergasse 10 - 12,  
kurz „Republik“ genannt 

 
 

1. Vertragsgegenstand 

1.1. Gegenstand dieses Vertrages ist die sogenannte Stichstraße Klaushäuseln.  

1.2. Die Straße befindet sich auf dem Grundstück GST-NR 180/28 EZ 352 KG 01904 
Pfalzau mit 364 m2, welches im Alleineigentum der Republik Österreich 
(Österreichische Bundesforste) steht.  

1.3. Da einvernehmlich auf eine Neuvermessung des Vertragsgegenstandes 
verzichtet wird, erfolgt die Abtretung im katastralen Ausmaß und wird für die Richtigkeit 
des angegebenen Flächenausmaßes keine Gewähr geleistet. 

1.4. Im Rahmen eines Verfahrens nach § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz soll die 
Straße (GST-NR 180/28 EZ 352 KG 01904 Pfalzau) unentgeltlich ins Eigentum 
der Stadtgemeinde Pressbaum übertragen werden.  

1.5. Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum hat in seiner Sitzung vom 
29.06.2022, Top 19, die Übernahme der gesamten Parzelle GST-NR 180/28 EZ 
352 KG 01904 ins öffentliche Gut der Gemeinde beschlossen. 

1.6. Die Stichstraße Klaushäuseln ist im beigehefteten Lageplan (Beilage ./1) 
dargestellt. 

1.7. Die Stadtgemeinde Pressbaum ist als Verwalterin des öffentlichen Gutes 
Alleineigentümerin der EZ 310 KG 01904 Pfalzau. 
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2. Abtretungsvereinbarung 

2.1. Die Republik übergibt hiermit der Stadtgemeinde Pressbaum als Verwalterin des 
öffentlichen Gutes und diese, Übernehmerin genannt, übernimmt das 
Grundstück GST-NR 180/28 EZ 352 KG 01904 Pfalzau mit 364 m², das der 
Republik Österreich (Österreichische Bundesforste) zur Gänze gehört, mit allen 
Rechten und Pflichten, mit denen die Republik dieses Grundstück bisher benützt 
und besessen hat oder hiezu berechtigt gewesen wäre. 

 

3. Besitzübergang 

3.1. Die Übergabe und Übernahme des gegenständlichen Grundstückes in den 
tatsächlichen Besitz und Genuss der Übernehmerin hat vor 
Vertragsunterfertigung stattgefunden, sodass die Übernehmerin bereits Gefahr 
und Zufall zu tragen hat. 

3.2. Die mit der Sanierung und Erhaltung der Stichstraße Klaushäuseln verbundenen 
Kosten gehen zu Lasten der Übernehmerin. Die Anlagen der Übernehmerin 
(Kanalstrang und Wasserleitung), welche sich schon bisher in der abgetretenen 
Grundfläche befanden, verbleiben im Eigentum der Stadtgemeinde Pressbaum. 

3.3. Vom Vertragsobjekt etwa zu entrichtende öffentliche Abgaben sind ab 
Besitzübergang von der Übernehmerin zu tragen, wobei jedoch festgestellt wird, 
dass die übernommene Grundfläche als öffentliches Gut von der Verpflichtung 
zur Leistung öffentlicher Abgaben befreit ist.  

3.4. Der Vertragsgegenstand wird frei von Geldlasten und frei von bücherlichen 
Lasten in das Eigentum der Übernehmerin übertragen. Außerbücherliche Lasten sind 
der Republik trotz Prüfung nicht bekannt, es wird jedoch keine Gewähr geleistet, 
sollten trotzdem welche bestehen. 

 

4. Straßensanierungsbeitrag 

4.1. Die ÖBf AG leistet für die Sanierung der Stichstraße Klaushäuseln einen 
Einmalbeitrag von EUR 5.000.- zzgl. Ust an die Gemeinde nach 
Rechnungslegung durch die Gemeinde. 

5. Gewährleistung, Freilassung 

5.1. Die Republik haftet nicht für einen besonderen Zustand oder eine sonstige 
Bodenbeschaffenheit oder Verwendbarkeit des von ihr abgetretenen 
Grundstückes, sondern lediglich dafür, dass es von allen in diesem Vertrag nicht 
ausdrücklich mitübernommenen Lasten und Besitzrechten Dritter vollkommen 
frei ist. 
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5.2. Für die im Lastenblatt der Liegenschaft EZ 352 KG 01904 Pfalzau unter 34 a 
1896/2014 eingetragene 

DIENSTBARKEIT des Gehens, Fahrens und Leitungsrechts gemäß 
1. Dienstbarkeitsvertrag 2014-07-21 auf Gst 180/28 für Gst .56/1 194/1 194/2 

wird eine Freilassungserklärung einzuholen sein. 
 

6. Kostentragung 

6.1. Die mit der Errichtung und grundbücherlichen Durchführung dieses Vertrages 
verbundenen Kosten und Abgaben sind, ungeachtet der gesetzlichen 
Solidarhaftung, von der Stadtgemeinde Pressbaum zu bezahlen.  

 

7. Inländererklärung 

7.1. Die Übernehmerin erklärt eidesstattlich, österreichische Staatsbürgerin und 
Deviseninländerin zu sein. 

 

8. Erklärung gemäß EU Anti-Geldwäsche-RL 

8.1. Die Vertragspartner erklären, soweit in diesem Vertrage nicht ausdrücklich 
anderes angeführt ist, im eigenen Namen und auf eigene Rechnung und nicht in 
fremden Auftrag zu handeln. Die Vertragspartner versichern, selbst nicht als 
Treuhänder oder dergleichen zu handeln. Die Vertragspartner erklären weiters, 
keine politisch exponierten Personen im Sinne der EU Anti-Geldwäsche-
Richtlinie zu sein, also insbesondere selbst kein maßgebliches politisches Amt 
inne zu haben, oder früher ausgeübt zu haben und mit einer solchen Person 
weder in einem nahen Verwandtschaftsverhältnis zu stehen, noch eine einer 
politisch exponierten Person nahestehende Person zu sein. Das Rechtsgeschäft 
dient weder der Geldwäscherei noch der Terrorismusfinanzierung. 

9. Datenschutzerklärung und Information über die Verarbeitung personenbezogener 
Daten 

9.1. Die Übernehmerin (als Betroffene) nimmt hiermit zur Kenntnis, dass die 
Verarbeitung der bereitgestellten und für die ordnungsgemäße Abwicklung des 
gegenständlichen Geschäftsfalles erforderlichen personenbezogenen Daten, 
das sind Name/Firma, Anschrift, Bankverbindung zum Zwecke der Erfüllung und 
Abwicklung dieses Vertrages gemäß Artikel 6 Abs 1 lit b DS-GVO, durch die 
Österreichische Bundesforste AG, 3002 Purkersdorf, Pummergasse 10-12, FN 
154148p (Landesgericht St. Pölten als Handelsgericht), als Verantwortliche 
erfolgt. Die Verantwortliche hat einen Datenschutzbeauftragten bestellt, welcher 
unter datenschutzbeauftragter@bundesforste.at erreichbar ist.  

9.2. Die erhobenen personenbezogenen Daten werden im gesetzlichen Rahmen, 
vertraulich und ausschließlich zur Erfüllung des gegenständlichen 

mailto:datenschutzbeauftragter@bundesforste.at
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Vertragsverhältnisses nach Treu und Glauben im erforderlichen Ausmaß 
verarbeitet. Die Weitergabe von personenbezogenen Daten erfolgt 
ausschließlich zur ordnungsgemäßen gesetzlichen Erfüllung und Abwicklung 
dieses Vertrages und erfolgt daher an zuständige Behörden (z.B. Finanzamt). 

9.3. Allenfalls erforderliche personenbezogene Daten werden bis zum Ende 
gesetzlich zwingender Aufbewahrungsfristen bzw. Verjährungsfristen zur 
Nachweisführung, etwa nach der Bundesabgabenordnung (BAO), eingeschränkt 
verarbeitet und nach Entfall sämtlicher Aufbewahrungs- und Verjährungsfristen 
endgültig gelöscht.  

9.4. Der Betroffene hat das Recht, hinsichtlich sämtlicher über ihn verarbeiteter 
personenbezogener Daten Auskunft zu verlangen und kann sich hierfür an die 
ÖBf AG als Verantwortliche wenden, wobei folgende E-Mailadresse empfohlen 
wird datenschutz@bundesforste.at. Dem Betroffenen steht im Falle einer 
Nichtauskunft oder Nichtentsprechung seines berechtigten Anliegens auf 
Auskunft, Löschung, Widerspruch, Berichtigung, Einschränkung der 
Verarbeitung oder Datenübertragbarkeit, die Beschwerdemöglichkeit an die 
Aufsichtsbehörde (Datenschutzbehörde) zu. 

 

10. Vertragsausfertigung 

10.1. Beide Vertragspartner erhalten je eine Gleichschrift dieses Vertrages. 
 

Pressbaum, 02.11.2022 

 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge den vorliegenden 
Abtretungsvertrag mit der Republik Österreich (Österreichische Bundesforste), 
vertreten gemäß Bundesforstegesetz 1996 durch die Österreichische Bundesforste 
AG, 3002 Purkersdorf, Pummergasse 10 - 12 beschließen. 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
  
 
  

mailto:datenschutz@bundesforste.at
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zu Top 12 – Weihnachtsgeld und Erhöhung Heizkostenzuschuss 2022/23 
                                                                                                     
SACHVERHALT (vorbereitet GR Holzer/R.Schäfer) 
Aufgrund der Tatsache, dass die Energiepreise und Lebensmittelkosten im heurigen 

Jahr extrem gestiegen sind, wird um eine Erhöhung des Heizkostenzuschusses in 

der Heizperiode 2022/2023 von 100,- auf 150,- Euro, ersucht. 

Da die Stadtgemeinde Pressbaum aufgrund der derzeitigen Situation ebenfalls mit 

steigender Belastung zu kämpfen hat, schlagen die Ausschussmitglieder vor, das 

Weihnachtsgeld in der Höhe von Euro 55,- derzeit nicht zu erhöhen. 

Im Vorjahr haben 28 Personen den HKZ ausgezahlt bekommen. 

 

Eine positive Ausschussempfehlung liegt vor. 

Bedeckung:  

 

Bei gleichbleibender Anzahl von AntragstellerInnen ist die Bedeckung am Konto 

1/429000-768000 gegeben (€6905,00 Stand 20.09.2022) gegeben. 

 
Wortmeldungen: GR DI Schoder, StR Scheibelreiter, GR Ing. Pintar,  
 

Alle Fraktionen stellen den 

Gegenantrag:  
Der Gemeinderat möge den Heizkostenzuschuss mit €200,-- und ein 

Weihnachtsgeld von € 55,--beschließen.  

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 

Folgender Antrag kommt nicht zur Abstimmung. 

GR Stejskal stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge, für die Heizperiode 2022/2023, angelehnt an die Richtlinien 

des Heizkostenzuschusses des Landes NÖ gem. § 293 ASVG (lt. Richtlinien NÖ), 

einen Heizkostenzuschuss von € 150,- und ein Weihnachtsgeld von € 55,- an 

Bedürftige beschließen. 

Entscheidung: 
Dafür: 
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Dagegen: 
Stimmenthaltungen: 
 
zu Top 13 – Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen 
 

Frau / Herrn / Firma 

Damen und Herren des Gemeinderates 

Aktenzeichen:  

BearbeiterIn: Christina Müller 

e-mail: christina.mueller@pressbaum.gv.at 

Telefon: 02233/522 32-69 

Datum: 20.12.2022 
 

Betreff 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 02.11.2022 eingebracht von GR Susanne Stejskal bezüglich 
der Basissubvention des Vereins MÖWE 

 

Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 

Der Verein MÖWE ist zur Fortführung der Kinderschutzarbeit auf Förderungen und 
zu einem großen Teil auf Spenden angewiesen. Nur so können sie die Unterstützung 
zur Verfügung stellen, die gewaltbetroffene Kinder, Jugendliche und ihre Familien 
brauchen. 
Die Zeit der Corona-Krise, die schon viel länger dauert, als wir alle angenommen 
haben, bedeutet für den Verein in zweifacher Weise eine besondere 
Herausforderung. 
Einerseits sind wir mit einer Erhöhung der Zahl an gewaltbetroffenen Kindern 
konfrontiert, da in den Monaten der Ausgangsbeschränkungen die Vorfälle 
innerfamiliärer Belastungen und Gewalt angestiegen sind und nun mit 
Zeitverzögerung bei uns landen. Andererseits werden die Zeiten wirtschaftlich immer 
schwieriger, was die notwendige Betreuung der von Gewalt betroffenen Kinder und 
Familien für die MÖWE herausfordernder macht. 
Der Verein MÖWE ersucht daher um Gewährung einer Basissubvention für das Jahr 
2022 in der Höhe von 100 Euro, damit diese ihre Arbeit im Bezirk bzw. in unserer 
Gemeinde erfolgreich fortführen können. 
 

 

Ausschussvorsitzende – Stv.  

 

 

Susanne Stejskal 
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Unterstützung Verein MÖWE 
Sachverhalt: 
Der Verein MÖWE ist zur Fortführung der Kinderschutzarbeit auf Förderungen und 
zu einem großen Teil auf Spenden angewiesen. Nur so können sie die Unterstützung 
zur Verfügung stellen, die gewaltbetroffene Kinder, Jugendliche und ihre Familien 
brauchen. 
 
Der Verein MÖWE ersucht daher um Gewährung einer Basissubvention für das Jahr 
2022 in der Höhe von 100 Euro, damit diese ihre Arbeit im Bezirk bzw. in unserer 
Gemeinde erfolgreich fortführen können. 
 
Bedeckung: 1/439000-413000 (ist gegeben) 
 
Alle Fraktionen überweisen an den Verein MÖWE.  

 

GR Susanne Stejskal stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge beschließen, den Verein MÖWE mit der Basissubvention von 
€100,- zu unterstützen abzulehnen, da jede Fraktion dem Verein MÖWE direkt ihre 
Spenden überweisen wird.  
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
Abstimmung findet ohne StR Renner und statt. 

 
13a – Haftungsübernahme PKomm 
 

Frau / Herrn / Firma 

Damen und Herren des Gemeinderates 

Aktenzeichen:  

BearbeiterIn: Dr. Peter Svoboda 

e-mail: peter.svoboda@pressbaum.gv.at 

Telefon: 02233/522 32-69 

Datum: 20.12.2022 
 

Betreff 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 02.11.2022 eingebracht von StR Markus Naber MA MSc 
bezüglich der Haftungsänderung der Stadtgemeinde Pressbaum für die 
Pressbaumer Kommunal GmbH 

Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 

 

In seiner Sitzung vom Gemeinrat am 27.05.2022 wurde die Pressbaumer Kommunal 

GmbH (PKomm) mit dem Ausbau des ersten Stockwerks Freibad Pressbaum für 

eine Kleinstkindbetreuung beauftragt. Zur Finanzierung wurde ein Kontokorrentkredit 
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in Höhe von € 400.000,-, pandemiebedingt verlängert bis Ende 2022, mit einer 

Haftung durch die Stadtgemeinde Pressbaum aufgenommen. 

 

Bedingt durch steigende Bau- und Materialkosten. sowie durch den Träger geltend 

gemachte Planungsmängel sind Mehrkosten in Höhe von € 150.000,- entstanden. 

Zum 1.1.2023 ist daher eine neue Haftung der Stadtgemeinde Pressbaum für einen 

Abstattungskredit der Firma Pressbaumer Kommunal GmbH in Höhe von € 325.000,- 

zu beschließen. 

 

Der Ausschussvorsitzende 

 

 

 

StR Markus Naber MA MSc 

 
 
Sachverhalt: 
Die Pkomm wurde von der Stadtgemeinde beauftragt, die leerstehenden 

Räumlichkeiten im Freibad Pressbaum für den Betrieb einer zweigruppigen 

Kleinstkinderbetreuung (TBE) auszubauen. (GR27052020). Die Finanzierung des 

Ausbaues wurde mittels Kontokorrentkredit in der Höhe von 400.000,- mit Haftung 

der Stadtgemeinde Pressbaum sichergestellt. 

Dieser Kontokorrentkredit wurde letztes Jahr um 1 Jahr verlängert. Die Tilgungsfrist 

läuft mit Jahresende 2022 ab. 

Bedingt durch die Pandemie wurde die Inbetriebnahme der TBE verschoben und 

dadurch auch der begonnene Ausbau vorübergehend stillgelegt. 

Im Frühjahr 2022 ist die Inbetriebnahme für Oktober 2022 fixiert worden. Nicht zuletzt 

um auch die Fördermittel des Landes abrufen zu können. 

Die Höhe der Fördermittel ist bei der Kalkulation der Herstellungskosten 

eingerechnet. 

Förderungen: 250.000,- Investitionskosten für 2 Gruppen und 60.000,- für die 

Barrierefreiheit. 

Nach Rücksprache mit Trägern mussten einige Planungsmängel korrigiert werden. 
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Die steigenden Bau -und Materialkosten, sowie die zusätzlichen Baumaßnahmen 

und der Termindruck haben Mehrkosten in der Höhe von 150.000,- verursacht. 

Gesamtsumme Baukosten, Vorsteuerschadenabdeckung, abzüglich Förderungen 

und Umwandlung des Restbetrages in einen Abstattungskredit mit 

Haftungsübernahme der Stadtgemeinde Pressbaum in der Höhe von 325.000,- sind 

im Kalkulationsblatt abgebildet. 

Die Stadtgemeinde Pressbaum ist Mieter und der Träger bekommt von der 

Stadtgemeinde Pressbaum die Räumlichkeiten für den Betrieb einer 

Kleinkinderbetreuung zur Verfügung gestellt. 

Der Mietvertrag und die Mietkalkulation werden für den Gemeinderat vorbereitet. 

Es liegt eine einstimmige positive Empfehlung des Finanzausschusses vom 
11.10.2022 vor. 
 

 
 

 
 
 
Antrag:  
Der Gemeinderat möge eine neue Haftung für die Fa. PKomm für einen 

Abstattungskredit in der Höhe von € 325.000,00 für die Kleinstkinderbetreuung Kiga 

4 (Uferzeile) bis zur Abzahlung durch die PKomm übernehmen.  
Wortmeldungen: StR Kalchhauser,  
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
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13b – Gebührenerhöhung Fraktion SPÖ 
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Wortmeldungen: StR Naber MA MSc, StR Scheibelreiter,  
Dagegen: Vizebgm. Sigmund, StR Naber MA MSc, GR Mag. Grossinger, GR 
Schwarz, GR Stejskal, GR Heuböck, GR Ing. Pintar, GR Reinthaler, GR Mlinar, 
GR Burtscher,  
Stimmenthaltung: Bgm. Schmidl-Haberleitner, GR Herzog, StR Niemeczek BSc, 
StR Renner, StR Tweraser,  
Mehrheitlich abgelehnt.  
 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den Zusatzantrag 
Der Gemeinderat möge zustimmen, den Dringlichkeitsantrag im nächsten 
Finanzausschuss zu behandeln und anschließend dem GR in der nächsten GR – 
Sitzung vorzulegen. 
Entscheidung:  
Dafür: Einstimmig  
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zu Top 14 – Bericht Gebarungseinschau 
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Wortmeldungen: StR Kalchhauser,   
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Wird im nicht öffentlichen Teil behandelt 
zu Top 15 – Bericht MIKROÖV 
 
 
 
zu Top 16 – Berichte 

 
 

Realitäten Ofner GmbH  
 

Umseer Straße 8 
3040 Tausendblum bei Neulengbach 

 
   Tel.Nr.: 02772/52344, Fax DW 12;  Mobiltel.: 0664/3848798 

                                FN 298510 k, Gericht Neulengbach UID.Nr.ATU63691455 
www.realitaeten-ofner.at 

 
Herrn 
BÜRGERMEISTER 
SCHMIDL-HABERLEITNER Josef 
Rathaus 
Hauptstraße 58 
30321 Pressbaum 
 

Neulengbach, am  20. Dezember 2022 
verwaltung@realitaeten-ofner.at 

 
 
Liegenschaft Hauptstraße 54 in Pressbaum,  
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Grünfläche ab Jänner 2023 zu vermieten 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 
Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates der 
Stadtgemeinde Pressbaum! 
 
Ich teile Ihnen mit, dass die Grünfläche auf dem westlichen 
Teil der Liegenschaft Hauptstraße 54 in Pressbaum ab dem 
Jänner 2023 zur Vermietung oder Verpachtung angeboten wird, da 
der Pachtvertrag mit dem Verein „Stadtoase Pressbaum“ auf 
Grund von dessen Wunsch Ende Dezember 2022 beendet wird. 
 
Daher frage ich an, ob die Stadtgemeinde Pressbaum oder ein/e 
ihr nahe stehende/r Gesellschaft oder Verein an der Anmietung 
dieser ca. 1800 m2 großen Freifläche Interesse hat. 
 
Ich ersuche Sie höflich, dieses Angebot dem Gemeinderat 
Pressbaum vorzulegen. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 

Dr. Gerhard Ofner 
 
 
 
 
Beilage: Skizze - bitte die schraffierte Fläche beachten 
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StR Kalchhauser: Pelzergraben und Weidholzstraße – Diskussionen zwischen 
den Anrainern bzgl. Beschilderungen – Ausschuss behandeln.  
 
 
 
 
Der Bürgermeister schließt die Sitzung um 21:25 Uhr 

 
 

V.g.g. 
 

Der Bürgermeister:               Die Schriftführerin: 
 

 

 

.......................................             ………………………… 
Josef Schmidl-Haberleitner                               Evelyn Stattin      
 
 
           

 
 

Die Protokollprüfer: 
 
 
 
 
…………………………………..   ............................................ 
(ÖVP) Mag. Ulrich Grossinger   Christine Leininger (DIE GRÜNEN)
        
 
 
 
 
.......................................................   ................................................ 
StR Alfred Gruber (SPÖ)    Wolfgang Kalchhauser (WIR!) 
  
 
 
 
     
 
 
……………………………………………. 
GR Anna-Leena Krischel bakk.phil (FPÖ) 
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